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„Ausstempeln“ und Abmelden 
 

1. Oft behaupten Arbeitgeber, Arbeitnehmer seien vor Beteiligung an einem ge-
werkschaftlichen (Warn-)Streik verpflichtet, 

a) sich beim Vorgesetzten abzumelden, 

b) durch Eintragung in eine Liste ihre Streikbeteiligung bzw. Streikbereitschaft 
zu dokumentieren oder 

c) elektronische Zeiterfassungsgeräte zu bedienen („Ausstempeln“).  
 

2. Derartige Pflichten bestehen nach hier vertretener Auffassung nicht. Es ist ein-

hellige Meinung in Literatur und Rechtsprechung, dass auch eine konkludente 

Erklärung der Streikbeteiligung ausreicht, um die Arbeitspflicht zu suspendie-

ren (BAG 31.5.88, DB 88, 2260; 15.1.91, 7.4.92; 26.7.05 AP Nrn. 114, 123, 170 
zu Art. 9 GG Arbeitskampf). An die äußere Form und den Nachweis des Zu-
gangs der Erklärung dürfen keine praxisfremden Anforderungen gestellt werden. 
Der Arbeitgeber kann im Regelfall davon ausgehen, dass Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die nach einem gewerkschaftlichen Streikaufruf nicht zur Ar-
beit erscheinen oder die bereits begonnene Arbeit abbrechen, von ihrem Streik-
recht Gebrauch machen und damit ihre Arbeitspflicht suspendieren (BAG 
26.7.05, a.a.O.; 7.4.92, a.a.O.; ErfK-Linsenmaier, Art. 9 GG Rn. 172; Otto, § 14 
Rn. 5).  

 

3. Die mit der Streikbeteiligung verbundene Suspendierung der Arbeitspflichten 

erstreckt sich auch auf diejenigen Nebenpflichten, die mit der Erbringung der 
Arbeitspflicht in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen (Kissel, § 46 Rn. 4) 
und/oder deren Einhaltung mit der effektiven Ausübung des individuellen Streik-
rechts aus Art. 9 Abs. 3 GG nicht vereinbar ist (ArbG Braunschweig 12.4.89, 
AuR 90, 25; Kittner/Zwanziger/Deinert/Heuschmid-Deinert, Arbeitsrecht, § 126 
Rn. 68).  

 

4. Soweit in einem bestreikten Betrieb wirksame Regelungen über Verhaltens- 

und Abmeldepflichten der Arbeitnehmer beim Verlassen des Arbeitsplatzes 
oder des Betriebes bestehen (Beachtung des Mitbestimmungsrechts des Be-
triebsrats bzw. Personalrats?), gelten diese nicht für den Fall der Streikbeteili-
gung. Dieser wird im Normalfall von den betrieblichen Regelungen nicht erfasst 
und liegt auch außerhalb der Regelungsbefugnis der Betriebsparteien (vgl. dazu 
unten4.).  

 

5. Unabhängig davon werden derartige Verhaltens- und Abmeldepflichten durch die 

Erklärung der Streikbeteiligung als arbeitsvertragliche Nebenpflicht suspen-

diert:  
 

a) Die Verpflichtung zur schriftlichen oder ausdrücklichen mündlichen Abmel-

dung beim Vorgesetzten ist mit der effektiven Ausübung des individuellen 
Streikrechts aus Art. 9 Abs. 3 GG nicht vereinbar, da sie die Realisierung der 
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Streikbeteiligung durch die Erzeugung zusätzlichen psychischen Drucks be-
hindert (so im Ergebnis auch ArbG Braunschweig 12.4.89, AuR 90, 25). 

 

b) Die Verpflichtung zur Eintragung in Listen streikwilliger bzw. streikbeteilig-
ter Arbeitnehmer vor dem Streik stellt eine Behinderung der Ausübung des 
individuellen Streikrechts aus Art. 9 Abs. 3 GG dar. Arbeitnehmer sind nicht 
verpflichtet, dem Arbeitgeber gegenüber ihre Streikbeteiligung vor Streikbe-
ginn anzukündigen; sie können ihre Absicht bezüglich der Beteiligung an ei-
nem bevorstehenden Streik dem Arbeitgeber gegenüber verschweigen (BAG 
12.11.96, NZA 97, 393). Eine derartige Verpflichtung würde auch das Recht 
der streikführenden Gewerkschaft beeinträchtigen, im Rahmen der freien 
Wahl der Kampfmittel Streikmaßnahmen nach Beginn und Umfang überra-
schend und ohne Vorankündigung für den Arbeitgeber durchzuführen (LAG 
Köln 29.10.98, AuR 99, 118; LAG Niedersachsen 1.2.80, AP Nr. 69 zu Art. 9 
GG Arbeitskampf; Kissel, § 42 Rn. 15; Otto, § 8, Rn. 2 ff.).  

 

c) Die Verpflichtung zur Bedienung der elektronischen Zeiterfassung bei 
Verlassen und Betreten des Betriebs vor bzw. nach dem Streik ist durch die 
konkludente Erklärung der Streikbeteiligung als Nebenpflicht suspendiert. 
Die gegenteilige Auffassung des LAG Hamm (Urteil 25.5.93 – 4 Sa 11/93 - ) 
und des ArbG Herford 30.10.03, DB 03, 2494 ist nicht überzeugend, da sie 
unterstellt, der Arbeitgeber könne auch während des Streiks sein Direktions-
recht zumindest partiell ausüben und das Verhalten der Arbeitnehmer im 
zeitlichen Zusammenhang mit Streikbeginn und Streikbeendigung reglemen-
tieren. Das Direktionsrecht des Arbeitgebers ist aber wegen der Suspendie-
rung der Arbeitspflicht des Arbeitnehmers während des Streiks gerade un-
beachtlich (ArbG Braunschweig, a.a.O.).  

 

6. Hinzu kommt, dass das zulässige Abmelden über die elektronische Zeiterfas-

sung außerhalb der (oder bei Fehlen einer) Kernarbeitszeit die Arbeitspflicht 

beendet, mit der Konsequenz, dass der Arbeitnehmer sich anschließend nicht 

im Streik (= Vorenthaltung der Arbeitskraft), sondern in seiner Freizeit befindet 
(BAG 26.7.05, a.a.O.). In einer derartigen Konstellation ist es dem Arbeitgeber 
im Übrigen verwehrt, wegen der „Streikbeteiligung“ in der Freizeit eine Entgelt-
kürzung vorzunehmen (BAG 26.7.05, a.a.O.). 
  

7. Soweit in Betriebs- oder Dienstvereinbarungen zur elektronischen Zeiter-

fassung und flexibler Arbeitszeitsystemen An- und Abmeldepflichten geregelt 
sind, wird deren Auslegung in der Regel ergeben, dass die dort geregelten Ver-
pflichtungen zur Bedienung der elektronischen Zeiterfassung sich nicht auf Ab-
wesenheitszeiten aus Anlass eines Streiks beziehen (so auch Buschmann, AuR 
1995, 38, 40). Die Regelungsbefugnis der Betriebsparteien erstreckt sich nach 

zutreffender (aber umstrittener) Auffassung nicht auf das Arbeitskampfgesche-
hen und das Verhalten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Streik (LAG 
Frankfurt/M. 3.10.84, DB 86, 178; Buschmann, AuR 95, 38, 40). Das BAG hält 
dies allerdings grundsätzlich für zulässig (BAG 30.8.94, AP Nr. 132 zu Art. 9 GG 
Arbeitskampf = AiB 95, 136 mit Anmerkung Mayer). An die Arbeitnehmer und 
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Arbeitnehmerinnen gerichtete Aushänge oder Äußerungen des Arbeitge-

bers/des Dienststellenleiters, mit denen dieser seine (nach hier vertretener 
Meinung unzutreffende) Rechtsauffassung zum Ausdruck bringt, es bestehe bei 
Teilnahme ein einem Streik eine Verpflichtung, sich durch Bedienung des Zeiter-
fassungsgeräts oder Unterrichtung des Vorgesetzten, beim Arbeitgeber abzu-
melden, unterliegen nicht der Mitbestimmung des Personalrats gemäß §§ 66 
Abs. 1, 72 Abs. 4 Nr. 9 LPVG NW (OVG NRW 25. 8. 05 – 1 A 4725/03.PVL). 
  

8. Während und nach einem Streik bleibt es dem Arbeitgeber unbenommen, die 

Abwesenheitszeiten streikender Arbeitnehmer zu Abrechnungszwecken zu 
kontrollieren und zu erfassen. Nach Streikende kann der Arbeitgeber im Bedarfs-

fall vom Arbeitnehmer zu Abrechnungszwecken eine Klarstellung seiner 
Streikbeteiligung und des zeitlichen Umfangs der Streikbeteiligung verlangen.  

 
 

( Arbeitszeitkonten) 

( Gleitzeit) 


